
IV. Die USA haben das IFAD-Abkommen als 
erstes Land unterzeichnet. Binnen eines 
Monats seit Auf legung folgten zehn w e i ­
tere Staaten (Gesamtbeitrag rd. 382 Mill Dol­
lar). Wann die neue Organisat ion ihre Ar­
beit w i rd aufnehmen können, ist einstwei­
len noch nicht abzusehen. Der erste Auf­
nahmeantrag, mit dem sie sich zu befassen 
haben wird, liegt bereits vor. Er ist am 
20. September 1976 gestel l t worden, und 
zwar von der Sozial ist ischen Republ ik Viet­
nam. Unklar bleibt weiter der endgül t ige 
Sitz des IFAD. Insoweit ist bezeichnend, 
daß die beiden ersten Tagungen des Vor­
bereitungsausschusses in Rom stat tgefun­
den haben, während die dr i t te nach Tehe­
ran einberufen worden ist. Zwischen diesen 
beiden Städten dürfte die Entscheidung fa l ­
len. NJP 

Weltwasserkonferenz 1977: Steigende Belastung 
des Weltwasservorrats — Internationale Zusam­
menarbeit bei der Nutzung erforderl ich (3) 

I. Die Weltwasserkonferenz f inde statt, wei l 
sich das Wasser, möge es auch global in 
genügender Menge vorhanden sein, häufig 
an der falschen Stelle zur falschen Zeit 
oder in unbrauchbarer Qualität befinde. So 
die Einführung zu den c o n s o l i d a t e d act ion 
proposals<, dem Hauptdokument, welches 
der Konferenz (14. bis 25. März 1977 in Mar 
del Plata, Argent inien) unterbreitet werden 
wi rd und seinerseits auf den Vorschlägen 
beruht, die die fünf regionalen Wirtschafts­
kommissionen auf Vorberei tungstref fen in 
der zweiten Jahreshälf te 1976 formul ier t 
haben. Angesichts der Zunahme der Welt­
bevölkerung und der somit wachsenden 
Nachfrage nach Wasser für häusliche, land­
wirtschaft l iche und industr iel le Nutzung 
werde der Weltwasservorrat einer s te igen­
den Belastung unterworfen werden. Hinzu 
kämen Verschmutzung und Mängel bei der 
Haushaltung. Die Konferenz müsse sich also 
in erster Linie die Aufgabe stel len, den Vor­
berei tungsstand zur Abwendung einer welt­
weiten Wasserkr ise zu verbessern. Des 
weiteren müßten die spezif ischen einschlä­
gigen Belange der Entwicklungsländer be­
sondere Aufmerksamkei t erfahren. 

II. Der Gedanke an eine Weltwasserkonfe­
renz war Anfang 1971 im damals neuen 
ECOSOC-Ausschuß für Naturschätze aufge­
kommen, dem 1975 dann die Vorberei tung 
übertragen wurde. 1973 faßte der ECOSOC 
den Grundsatzbeschluß für eine solche 
Konferenz (E/Res/1761C(LIV) vom 18. Mai 
1973), 1975 berief er sie für 1977 ein 
(E/Res/1979(LIX) vom 31 . Jul i 1975; neue 
Festlegung des Datums durch Entschei­
dung 189(LXI) vom 5. August 1976). Auf­
grund von ECOSOC-Resolut ion 1982(LX) 
vom 19. Apr i l 1976 sind zur Tei lnahme ein­
geladen »alle Staaten« sowie u.a. auch 
Vertreter von Organisat ionen mit einer 
»standing invitation« der Generalversamm­
lung (PLO-Klausel) und von durch die Or­
ganisation für Afr ikanische Einheit aner­
kannten Befre iungsbewegungen, die bei­
den letzteren als Beobachter, jedoch auf 
Kosten der Vereinten Nationen. 

III. Die Themat ik der bevorstehenden Kon­
ferenzberatungen wi rd wohl am deut l ich­
sten, betrachtet man die Kompetenzkata­
loge der beiden Plenarausschüsse. Aus­
schuß I wi rd sich befassen mit: Bestands­
aufnahme der Wasserressourcen; Wasser­
nutzung sowie Effizienz (Effizienz bei Ver­

tei lung und Regul ierung, Bemessung und 
Vorausschätzung des Wasserbedarfs, Was­
sernutzung in der Landwirtschaft, indu­
str iel le Wassernutzung, gemeinschaft l iche 
Wasserversorgung und Abwässerbesei t i ­
gung, hydroelektr ische Energieerzeugung, 
Binnenschiffahrt und andere Nutzungsar­
ten) ; regionale Zusammenarbei t (beson­
dere Regionalvorschläge); internationale 
Zusammenarbei t ( internationale technische 
und beratende Dienste); Umweltschutz und 
Gesundhei tsfragen (natürl iche Umwelt und 
Gesundheit , Umweltverschmutzung). Aus­
schuß II w i rd zuständig sein für : Planung, 
Lenkung und Leitung sowie inst i tut ionel le 
Fragen (nationalstaatl iche Wasserpol i t ik, 
Mittel für eine eff izientere Wassernutzung, 
inst i tut ionel le Vorkehrungen, Gesetzgebung, 
öffentl iche Betei l igung, Entwicklung geeig­
neter Technologie, Bewält igung von Flut-
und Dürreschäden); Ausbi ldung, Schulung 
und Forschung (einschließlich Forschungs­
bedarf) ; regionale Zusammenarbei t (Er­
schließung gemeinschaft l icher Wasserres­
sourcen) ; Akt ion auf internat ionaler Ebene 
( internationales Forschungsprogramm, f i ­
nanziel le Vorkehrungen für Wasserentwick­
lung, Koordinat ion der UN-Programme zur 
Durchführung der Akt ionsvorschläge). 
Soll te auf der Konferenz der Antrag ge­
stellt werden, neue Inst i tut ionen zu schaf­
fen oder entsprechende Empfehlungen zu 
verabschieden, so dürfte dies auf Wider­
stand stoßen. In diesem Sinne äußerten 
sich bereits einige Staaten auf der zweiten 
Vorberei tungstagung des ECOSOC-Aus­
schusses für Naturschätze (3. bis 7. Januar 
1977), und zwar unter Hinweis auf die der­
zeit laufenden Bemühungen um eine Re­
organisat ion der wirtschaft l ichen und so­
zialen Bereiche des UN-Systems. NJP 

Transnationale Gesellschaften: Verhaltenskodex 
angestrebt - Freiwi l l iger oder verbindl icher Cha­
rakter? (4) 

Bereits im Frühjahr 1978 soll der fert ige 
Entwurf eines Verhal tenskodex für t rans­
nationale Gesellschaften vor l iegen. Die Ar­
beiten daran haben jetzt in der im März 
1976 von der ECOSOC-Kommission für 
t ransnat ionale Gesellschaften eingesetzten 
48köpf igen Arbei tsgruppe ernsthaft begon­
nen. Die Arbei tsgruppe soll der Kommis­
sion bis zum kommenden Frühjahr einen 
komment ier ten Grundriß (annotated out­
line) unterbrei ten. Auf seiner ersten Tagung 
(10. bis 14. Januar 1977) vermochte dieses 
Gremium sich jedoch ledigl ich auf eine Li­
ste wicht iger Grundsätze und/oder Fragen 
als noch unverbindl iche Grundlage für die 
weitere Arbei t zu verständigen. Sie lautet: 

I. Präambel 
II. Defini t ionen 
III. Wichtige Grundsätze und/oder Fragen in 
Zusammenhang mit den Akt ivi täten trans­
nationaler Gesel lschaften; A. Al lgemeine 
und polit ische Gesichtspunkte; 1. Beach­
tung der nat ionalen Souveränität sowie des 
innerstaatl ichen Rechts; 2. Unterordnung 
unter wirtschaft l iche Zielsetzungen sowie 
Entwicklungsziele; 3. Respekt ierung sozio-
kulturel ler Ziele und Werte; 4. Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfre ihei ten; 
5. Nichteinmischung in innere poli t ische An ­
gelegenhei ten; 6. Nichteinmischung in zwi­
schenstaatl ichen Beziehungen; 7. Unterlas­
sung korrupter Prakt iken. B. Wirtschaft l iche, 

f inanziel le und soziale Gesichtspunkte; 
1. Eigentümer und Kontrol le; 2. Zahlungs­
bilanz, Finanzierung; 3. interne Preisver­
schiebung; 4. Besteuerung; 5. Wet tbewerb 
und restrikt ive Geschäftsprakt iken; 6. Tech­
nologietransfer; 7. Einstel lung von Arbei ts­
kräften und Arbei tsverhäl tnisse; 8. Verbrau­
cherschutz; 9. Umweltschutz. C. Offenle-
gungspfl icht t ransnat ionaler Gesel lschaften. 

IV. Grundsätze und/oder Fragen in Zusam­
menhang mit der Behandlung t ransnat iona­
ler Gesel lschaften; A. Al lgemeine Behand­
lung transnat ionaler Gesellschaften im Ur­
sprungsland und im Gast land; B. Verstaat­
l ichung und Entschädigung; C. Jur isdik t ion. 
V. Rechtsnatur und Tragweite des Kodex 
VI. Durchführung 
Die Arbei tsgruppe dürfte sich zunächst auf 
die Punkte I — I V konzentr ieren. Die str i t t ig­
sten Fragen werden einstwei len ausge­
klammert b le iben; das haben auch einige 
Delegierte ausdrückl ich befürwortet (wie In­
dien, Großbr i tannien, USA; der f ranzösi­
sche Delegierte wol l te dem Punkt >Defini-
tionen< absoluten Vorrang eingeräumt se­
hen, stieß damit jedoch auf wenig Zunei ­
gung). Als solche heiklen Schlüsselentschei­
dungen hatte K. Sahlgren, der Leiter des 
UN-Zentrums für t ransnat ionale Gesel l­
schaften, die fo lgenden herausgestel l t : Soll 
der Kodex nur den transnat ionalen Gesel l ­
schaften selbst gelten oder auch Regie­
rungsmaßnahmen erfassen? Wie detai l l iert 
soll er sein, inwieweit obl igator isch, und 
soll er einen internat ionalen Durchsetzungs­
mechanismus vorsehen? Sein geographi ­
scher Geltungsbereich, seine gegenständ­
liche Tragwei te? Soll er rechtsverbindl ich 
sein oder nur den Charakter einer nichtbin­
denden Richtl inie haben? NJP 

Technische Zusammenarbeit zwischen den Ent­
wicklungsländern — Vortei le kol lekt iver Selbst­
hi l fe — Konferenz 1978 In Buenos Aires (5) 

Eine UN-Konferenz über technische Zusam­
menarbeit zwischen den Entwicklungslän­
dern wi rd 1978 in Buenos Aires stat t f inden. 
Sie soll vom 27. März bis 7. Apr i l 1978 dau­
ern. Dies hat die Generalversammlung 
im vergangenen Dezember beschlossen 
(A/Res/31/179). Das Projekt einer solchen 
Konferenz geht auf die Empfehlung einer 
UNDP-Expertengruppe aus dem Jahre 1974 
zurück. 

Der Begriff t e c h n i s c h e Zusammenarbei t 
zwischen den Entwicklungsländern« (Tech­
nical Co-operat ion among Developing 
Countr ies, TCDC), spricht für sich selber 
und bedarf keiner Er läuterung. Ein Vortei l 
dieser Form kol lekt iver Selbsthi l fe wi rd 
etwa in den zumeist ger ingeren Kosten ge­
sehen, die technische Beistandsleistungen 
durch Entwicklungsländer selber verursa­
chen, des wei teren darin, daß die vermit tel­
ten Fert igkeiten und Verfahrenstechniken 
von vornherein auf die spezif ischen Bedürf­
nisse von Entwicklungsländern zugeschnit­
ten sind und mithin nicht mehr besonders 
angepaßt zu werden brauchen. Sprachl iche 
und kulturel le Barr ieren bestehen in der 
Regel in ger ingerem Maße als bei Einschal­
tung entwickelter Industr iestaaten. 
Auf der ersten Tagung des Vorberei tungs­
ausschusses für die Konferenz (10.—14. 
Januar 1977) hat insbesondere deren Tages­
ordnung zur Debatte gestanden. Auf ihr 
dürften u.a. fo lgende Punkte s tehen: 
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